
Dritte Satzung 
zur Änderung der Satzung 

für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Lüdenscheid 
(Friedhofssatzung) 

vom     .12.2013  
 
 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat am xx.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Satzung für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Lüdenscheid vom 02.07.2009 wird wie 
folgt geändert: 
 
§ 20 Absatz 1 wird ergänzt und erhält folgende Fassung: 
 
Für Grabmale dürfen Natursteine, Holz, Schmiedeeisen, Bronze, Aluminium und Kupferguss 
verwendet werden. 
Es dürfen nur Grabmale, Einfassungen und sonstige Grabausstattungen aufgestellt werden, 
die nachweislich in der gesamten Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im 
Sinne des Übereinkommens über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseiti-
gung der schlimmsten Form der Kinderarbeit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO-
Konvention 182) hergestellt sind. 
Sofern Grabmale, Grabgebäude, Einfassungen und sonstige Grabausstattungen aus Län-
dern stammen, in denen Kinderarbeit bekannt wurde, oder wenn die Produktion oder teilwei-
se Herstellung in solchen Ländern erfolgte, ist mittels Zertifikat einer anerkannten Organisa-
tion nachzuweisen, dass diese Produkte ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der ILO-
Konvention 182 hergestellt sind. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung:  
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
 



d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 
 
Lüdenscheid,     .12.2013 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Dieter Dzewas 


